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2. Instanz

Aktenzeichen L 9 KR 44/99
Datum 17.04.2002

3. Instanz

Datum -

Auf die Berufung des KlÃ¤gers werden das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 10.
Dezember 1998 sowie der Bescheid der Beklagten vom 17. September 1993 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 20. April 1995 aufgehoben. Die Beklagte
hat dem KlÃ¤ger die notwendigen auÃ�ergerichtlichen Kosten des Verfahrens zu
erstatten. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Der KlÃ¤ger wendet sich gegen die Nachforderung von
KrankenversicherungsbeitrÃ¤gen.

Der KlÃ¤ger war seit dem Jahre 1963 und auch im hier streitbefangenen Zeitraum
der Jahre 1989 bis 1991 bei der Beklagten freiwillig krankenversichert. Die
BeitrÃ¤ge entrichtete er selbst auf Grund der fÃ¼r das jeweilige Kalenderjahr
erteilten Beitragsbescheide. FÃ¼r das Jahr 1989 hatte die Beklagte in ihrem
Beitragsbescheid die Lohnstufe 90 mit einem Monatsbetrag von 324,00 DM
angesetzt, fÃ¼r das Jahr 1990 die Beitragsklasse 11 mit monatlich 311,62 DM und
fÃ¼r das Jahr 1991 ebenfalls die Beitragsklasse 11 mit monatlich 314,39 DM, so
dass der KlÃ¤ger fÃ¼r die Jahre 1989 bis 1991 insgesamt 11.400,12 DM entrichtete.
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Am 5. Mai 1993 wandte sich der KlÃ¤ger an die Beklagte und beantragte unter
Bezugnahme auf ein Urteil des Bundessozialgerichts vom 15. September 1992,
welches die satzungsmÃ¤Ã�ige HÃ¶he der MindestbeitrÃ¤ge fÃ¼r hauptberuflich
selbstÃ¤ndig ErwerbstÃ¤tige freiwillig Versicherte zum Gegenstand hatte, die
rÃ¼ckwirkende Neufestsetzung seiner BeitrÃ¤ge und ggf. eine Beitragserstattung.
Mit bestandskrÃ¤ftigem Bescheid vom 23. August 1993 lehnte die Beklagte den
Antrag ab. Mit dem Bescheid vom 17. September 1993 nahm daraufhin die Beklagte
eine Neuberechnung der vom KlÃ¤ger zu zahlenden BeitrÃ¤ge vor. Sie stufte den
KlÃ¤ger nunmehr fÃ¼r das Jahr 1989 in die Lohnstufe 99 mit 356,40 DM monatlich,
fÃ¼r das Jahr 1990 in die Beitragsklasse 17 mit monatlich 419,62 DM und fÃ¼r das
Jahr 1991 in die Beitragsklasse 12 mit monatlich 332,39 DM ein und berechnete
damit fÃ¼r die Jahre 1989 bis 1991 den Gesamtbetrag der zu zahlenden BeitrÃ¤ge
auf 13.300,92 DM. Im selben Bescheid verlangte sie die Nachzahlung des
Differenzbetrages von 1.900,80 DM vom KlÃ¤ger. Den Widerspruch wies sie durch
Widerspruchsbescheid vom 20. April 1995 mit der BegrÃ¼ndung zurÃ¼ck, die
BeitragshÃ¶he habe sich an den tatsÃ¤chlich verfÃ¼gbaren Einnahmen des
KlÃ¤gers zu orientieren, steuerliche Abschreibungen seien nicht in Ansatz zu
bringen.

Die hiergegen erhobene Klage hat das Sozialgericht Berlin durch Urteil vom 10.
Dezember 1998 abgewiesen: Die Beitragsbemessung sei zutreffend erfolgt, weil sie
alle Einnahmen und Geldmittel, die der KlÃ¤ger zum Lebensunterhalt verbraucht
bzw. hÃ¤tte verbrauchen kÃ¶nnen, ohne RÃ¼cksicht auf ihre steuerliche
Behandlung der Beitragsbemessung zugrunde gelegt habe. Weder aus dem
Akteninhalt noch aus dem Vorbringen der Beteiligten hÃ¤tten sich fÃ¼r die Kammer
Anhaltspunkte dafÃ¼r ergeben, dass fÃ¼r die Zeit vom 1. Januar 1989 bis zum 31.
Dezember 1991 bereits bindende Bescheide vorgelegen hÃ¤tten, so dass fÃ¼r die
Kammer kein Anlass bestanden habe zu prÃ¼fen, ob â�� und mit welchen
Rechtsfolgen â�� die Â§Â§ 45, 48 Sozialgesetzbuch/Zehntes Buch (SGB X)
anzuwenden seien.

Gegen dieses ihm am 23. April 1999 zugestellte Urteil hat der KlÃ¤ger am 20. Mai
1999 Berufung zum Landessozialgericht Berlin eingelegt, ohne diese zu
begrÃ¼nden.

Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�,

das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 10. Dezember 1998 sowie den Bescheid der
Beklagten vom 17. September 1993 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides
vom 20. April 1995 aufzuheben.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt die angefochtene Entscheidung fÃ¼r zutreffend.

Auf richterliche Anfrage hat die Beklagte mit Schreiben vom 8. Juni 2000 bestÃ¤tigt,
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dass fÃ¼r die Jahre 1989 bis 1991 jeweils Beitragsbescheide erteilt wurden, die
jedoch vernichtet seien. Der KlÃ¤ger hat trotz Aufforderung keine
Beitragsbescheide vorgelegt.

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die
zwischen den Beteiligten gewechselten SchriftsÃ¤tze sowie die Verwaltungsakten
der Beklagten und die Einkommenssteuerakten des Finanzamtes B-St Bezug
genommen, welche im Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung vorgelegen haben
und Gegenstand der Entscheidung gewesen sind.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Gegenstand des Berufungsverfahrens war allein die Anfechtung des
sozialgerichtlichen Urteils vom 10. Dezember 1998 sowie der Bescheide der
Beklagten vom 17. September 1993 und vom 20. April 1995, weil aus dem
gesamten Vorbringen des KlÃ¤gers im Rechtsstreit ersichtlich ist, dass er sich allein
gegen die Beitragsnachforderung wenden wollte. Hingegen hat er sich der Sache
nach nicht gegen den Bescheid vom 23. August 1993 gewandt, mit dem die
Neuberechnung seiner BeitrÃ¤ge abgelehnt worden war. Diesen Bescheid hat er
â�� ohne ihn mit dem Widerspruch anzugreifen â�� bestandskrÃ¤ftig werden
lassen.

Die zulÃ¤ssige Berufung ist in der Sache auch begrÃ¼ndet. Das Urteil des
Sozialgerichts Berlin vom 10. Dezember 1998 war aufzuheben, denn die
angefochtenen Bescheide sind rechtswidrig und verletzen den KlÃ¤ger in seinen
Rechten.

Die angefochtenen Bescheide waren auszulegen. Der Sache nach enthalten sie
nicht nur eine Beitragsnachforderung, sondern vor allem die sinngemÃ¤Ã�e
Aufhebung der fÃ¼r die Jahre 1989 bis 1991 erteilten, zwischenzeitlich
bestandskrÃ¤ftigen Beitragsbescheide. Denn nur nach Aufhebung der
bestandskrÃ¤ftigen Beitragsbescheide war Ã¼berhaupt eine Beitragsnachforderung
mÃ¶glich.

Die in den angefochtenen Bescheiden enthaltene sinngemÃ¤Ã�e Aufhebung der
Beitragsbescheide aus den Jahren 1989 bis 1991 ist jedoch rechtswidrig, weil die
gesetzlichen Voraussetzungen hierfÃ¼r nicht vorliegen. MaÃ�gebliche Vorschrift ist
insoweit Â§ 44 SGB X. Diese Vorschrift regelt die Aufhebung rechtswidriger nicht
begÃ¼nstigender Verwaltungsakte. Soweit die RÃ¼cknahme des rechtswidrigen
Verwaltungsaktes zu Gunsten des Betroffenen erfolgt, sind die Einzelheiten in Â§ 44
Abs. 1 SGB X geregelt. In den Ã¼brigen FÃ¤llen und damit auch im vorliegenden
Fall ist jedoch Â§ 44 Abs. 2 SGB X die maÃ�gebliche Rechtsgrundlage. Hiernach ist
ein rechtswidriger nichtbegÃ¼nstigender Verwaltungsakt ganz oder teilweise mit
Wirkung fÃ¼r die Zukunft zurÃ¼ckzunehmen. Er kann auch fÃ¼r die Vergangenheit
zurÃ¼ckgenommen werden. Hieraus folgt, dass der betreffende
SozialleistungstrÃ¤ger in den FÃ¤llen, in denen er eine RÃ¼cknahme fÃ¼r die
Vergangenheit ausspricht, zunÃ¤chst pflichtgemÃ¤Ã� sein Ermessen auszuÃ¼ben
hat. Dies ist im vorliegenden Fall nicht geschehen. Aus den angefochtenen
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Bescheiden ist nicht ersichtlich, dass sich die Beklagte darÃ¼ber im Klaren war,
dass sie eine â�� den KlÃ¤ger zusÃ¤tzlich belastende â�� Aufhebung fÃ¼r die
Vergangenheit vorgenommen hat und dass sie hier hÃ¤tte Ermessen ausÃ¼ben
mÃ¼ssen. Es liegt ein vollstÃ¤ndiger Ermessensausfall vor.

Vor diesem Hintergrund konnte der Senat offen lassen, ob darÃ¼ber hinaus in den
bestandskrÃ¤ftigen Beitragsbescheiden jedenfalls hinsichtlich der Festsetzung
gÃ¼nstigerer Beitragsklassen bzw. Lohnstufen eine teilweise BegÃ¼nstigung
enthalten war, deren RÃ¼ckgÃ¤ngigmachung nach Â§ 45 SGB X weiteren
einschrÃ¤nkenden Voraussetzungen unterlegen hÃ¤tte.

Zugleich scheidet auch eine Beitragsnachforderung aus, weil dem die weiterhin
bestandskrÃ¤ftigen und bindenden Beitragsbescheide fÃ¼r die Jahre 1989 bis 1991
entgegenstehen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG und entspricht dem Ausgang des
Verfahrens in der Sache selbst.

Die Revision war nicht zuzulassen, denn ZulassungsgrÃ¼nde nach Â§ 160 Abs. 2
SGG sind nicht ersichtlich.

Erstellt am: 09.08.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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